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„Andererseits muß jede Rechtsordnung, die den Anspruch auf ein Mindestmaß an Vollstän-
digkeit erhebt, Maßnahmen, die ich als Selbstschutzmaßnahmen bezeichnen möchte, enthal-
ten, um zu verhindern, daß die in ihr begründeten Rechte mißbräuchlich, exzessiv oder sach-
widrig ausgeübt werden. Dieses Erfordernis ist dem Gemeinschaftsrecht keineswegs fremd, 
ist es doch in der Rechtsprechung des Gerichtshofes mehrmals anerkannt worden.“ 

Generalanwalt Tesauro, Schlussanträge v. 4.2.1998, Rs. C-367/96 (Alexandros Kefalas 
u.a. ./. Elliniko Dimosio u.a.), Slg. 1998, I-2843, 2856, Nr. 24. 

§ 1 Ausgangslage 

Ausgangslage 

Wer nach der Missbrauchsanfälligkeit des Europäischen Zivilverfahrensrechts 
fragt, erhält in aller Regel eine positive Antwort. Bei der Erörterung des Status 
quo geizt man nicht mit Beispielen, in denen das Verhalten eines Verfahrens-
beteiligten als missbräuchlich, arglistig, betrügerisch oder sonst wie ungehörig 
bezeichnet wird. Dabei geht der allgemeine Konsens dahin, dass Derartiges bei 
einer Inanspruchnahme der europäischen Vorschriften ebenso unzulässig sein 
müsse, wie dies nach dem Recht der Mitgliedstaaten der Fall sei. Wer daran 
anschließend nach einer Begründung für diese Einschätzung fragt, wird zu-
meist enttäuscht. 

Ein oft genannter Klassiker für missbräuchliches Verhalten im Europäi-
schen Zivilverfahrensrecht ist die sog. Torpedoklage1:2 Um die Rechtsverfol-
gung durch einen Gläubiger im Inland zu verzögern, erhebt der Schuldner prä-

                                                           
1 Der Begriff geht zurück auf Franzosi, 7 EIPR (1997) 382: „Worldwide Patent Litigation 

and the Italian Torpedo“. 
2 Vgl. aus der Vielzahl an Monographien und Aufsätzen: Carl, Torpedoklagen, passim; 

Schmehl, Parallelverfahren und Justizgewährung, passim; Andrews, GPR 2005, 8; Fentiman, 
42 C.M.L.R. (2005) 241; Grothe, IPRax 2004, 205; ders., IPRax 2004, 205; Leitzen, 
GRUR Int. 2004, 1010; Nuyts, in: de Vareilles-Sommières, Forum Shopping, S. 55; Otte, 
ZZPInt 8 (2003), 521; Véron, IIC 2004, 638.  



 § 1 Ausgangslage 3 

ventiv eine negative Feststellungsklage vor einem überlasteten, langsam arbei-
tenden – unzuständigen – Gericht im Ausland.3 Wegen des weiten Streitgegen-
standsbegriffs im Europäischen Zivilverfahrensrecht4 sperrt die Rechtshängig-
keit dieser Klage eine legitime Leistungsklage des Gläubigers im Inland im 
Regelfall auf mehrere Jahre. Der auf den Gläubiger hierdurch aufgebaute Ver-
gleichsdruck ist erheblich.5 Ein ebenfalls häufig angeführtes Beispiel für miss-
bräuchliches Verhalten ist auch die sog. Zuständigkeitserschleichung. Dabei 
werden im Gerichtsstaat die Anknüpfungsmomente einer Zuständigkeitsregel 
verändert oder geschaffen, um gezielt eine Zuständigkeit zu begründen.6 Die 
Unzulässigkeit derartigen Verhaltens wird im Europäischen Zivilverfahrens-
recht gewöhnlich in Zusammenhang mit Art. 8 Nr. 1 EuGVVO7 erörtert. Diese 

                                                           
3 Als besonders attraktiv haben sich in der Vergangenheit die Gerichte Italiens erwiesen. 

Auch wenn man in der Diskussion aus deutscher Sicht Vorsicht walten lassen muss (vgl. G.-
P. Calliess, Der Richter im Zivilprozess, S. A 53 ff.), zeigt sich in Gerichtsentscheidungen 
doch immer wieder, dass schon eine bloße Zuständigkeitsprüfung vor italienischen Gerich-
ten erhebliche Zeit in Anspruch nehmen kann: So wurde im Fall des OLG Hamburg, Beschl. 
v. 8.8.2012, 13 W 33/12, BeckRS 2013, 411 das Verfahren vor deutschen Gerichten durch 
die in Mailand anhängig gemachte Torpedoklage vom 2.12.2010 zunächst bis zur Klageab-
weisung mangels Unzuständigkeit am 8.5.2012 in erster Instanz verzögert. Die Torpedoklä-
gerin ging hiergegen in Berufung. Das Verfahren in Italien dauerte zumindest bis zum 
18.9.2013, dem Tag der Vorlageentscheidung des BGH an den EuGH, vgl. BGH, v. 
18.9.2013, V ZB 163/12, WM 2013, 2160, 2160, Nr. 2, also mehr als 2 Jahre und 9 Monate. 

4 Es gilt die sog. Kernpunkttheorie, vgl. Stadler, in: Musielak, Art. 27 EuGVVO Rn. 5 
und grundlegend EuGH, Urt. v. 8.12.1987, Rs. 144/86 (Gubisch Maschinenfabrik KG ./. 
Giulio Palumbo), Slg. 1987, 4861. 

5 Bogdan, 51 Scandinavian Studies in Law (2007) 89, 93; Fentiman, 42 C.M.L.R. (2005) 
241, 253. 

6 Vgl. etwa Ionescu, L’abus de droit, S. 219 ff.; Köckert, Die Beteiligung Dritter im In-
ternationalen Zivilverfahrensrecht, S. 81 ff.; Reuß, Forum Shopping, S. 270 ff.; Winter, 
Gerichtsstand des Sachzusammenhangs, S. 56 f., 73 ff.; Althammer, IPRax 2008, 228, 231; 
ders., in GS Konuralp, S. 103, 119 ff.; Briggs, in: de la Feria/Vogenauer, Prohibition of 
Abuse of Law, S. 279, 283 ff.; Coester-Waltjen, in: FS Kropholler, S. 747, 747 ff.; Lüttring-
haus, ZZP 127 (2014), 29, 33 f.; Metzger, in: de la Feria/Vogenauer, Prohibition of Abuse 
of Law, S. 235, 244; Nuyts, 3 GJA (2003) 1, 11 f.; Sujecki, NJW 2007, 3706; Thole, ZZP 
122 (2009), 423, 426 f.; Würdinger, RIW 2008, 71, 72; ders., ZZPInt 11 (2006), 180, 186 f. 

7 Verweise auf die EuGVVO beziehen sich, soweit dies nicht anderweitig kenntlich ge-
macht wird, auf die Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung in Zivil- und Handelssachen, ABl. L 351 v. 20.12.2012, S. 1. Soweit dies für 
das bessere Verständnis der Ausführungen angezeigt erscheint, werden die jeweiligen Paral-
lelnormen bezeichnet, wobei auf Unterschiede im Detail nur bei entsprechender Relevanz 
hingewiesen wird. Bei der zitierten Kommentarliteratur ist der jeweilige, im Literaturver-
zeichnis wiedergegebene Bearbeitungsstand zu beachten, ohne dass ein Hinweis auf die a.F. 
oder die n.F. erfolgt. 


